
fen, welcher Art diese Reformen sein
sollen. Nachdem 1979, dem „annus hor-
ribilis“ des Nahen Ostens, eine Gruppe
von religiösen Radikalen für Tage die
Große Moschee von Mekka besetzt hat-
te, initiierte das Königreich tatsächlich
„Reformen“, indem es, aus westlicher
Sicht, das Rad massiv zurückdrehte. So
wurden etwa die damals vereinzelt
durchaus erlaubten Kino- und Theater-
vorführungen verboten. Die Religions-
polizei, welche die Lehren Abdul Wah-
habs noch strikter auslegt als ihr Urhe-
ber, verstärkte ihre Kontrollen über das
öffentliche Leben. Eine ähnliche Rich-
tung schlugen konservative „Reformer“
angesichts der Präsenz amerikanischer
Truppen in den Jahren 1990/91 ein. Ei-
ne junge Gruppe von Klerikern forderte
unter der Bezeichnung „Sahwa“ (Auf-
wachen, Erweckung) eine Rückkehr zu
den asketischen Lehren Abdul Wah-
habs und kritisierte, ebenfalls wie heute
Al-Qaida, das ausschweifende Leben
vieler Prinzen.

Neben der vorislamischen, von Män-
nern dominierten Stammeskultur wird
die saudische Gesellschaft vor allem
durch das wahhabitische religiöse Es-
tablishment geprägt und dominiert.
Hunderttausende vom Staat großzügig
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alimentierte Imame, Muezzine und
Vorbeter profitieren wirtschaftlich von
diesem System und vertreten eine Ideo-
logie, von der viele sagen, dass sie „di-
rekt zu Osama Bin Laden“ führe. Für
den französischen Autor Hichem Ka-
roui liegt die Ursache auf der Hand: Da
der fundamentalistische Islam die Dok-
trin sei, auf die sich bereits Saudi-Ara-
bien stütze, sei es unvermeidlich, dass
sich die radikale Opposition gegen die-
sen Staat nur auf einen „radikalen Fun-
damentalismus“ oder gar „Ultra-Fun-
damentalismus“ stützen könne.10

Trotz alledem hat sich das saudische
Regime bisher als überraschend stabil
erwiesen. Doch auch wenn sämtliche
Herausforderungen, sowohl von „libe-
raler“ wie fundamentalistischer Seite,
glimpflich überstanden wurden, geht
die Staatsschöpfung Ibn Sauds ausge-
sprochen ungewissen Zeiten entgegen.
Eines aber steht wohl fest: In einer Zeit,
in welcher sich die islamistischen Kräfte
überall in der Region gestärkt sehen, ist
kaum damit zu rechnen, dass sich aus-
gerechnet der wahhabitische Gottes-
staat Saudi-Arabien auf den Weg libe-
raler Reformen begeben wird.
10 Hichem Karoui, Ou va L’Arabie Saoudite? Paris

2006, S. 241.

Bernard Schmid

Le Pen – das Zünglein an der Waage

2007 geht in Frankreich die Ära Chirac
endgültig zu Ende. Nach zwölfjähriger
Amtszeit fiebert die Bevölkerung regel-
recht seinem Nachfolger oder seiner
Nachfolgerin entgegen, der oder die 
in zwei Wahlgängen, am 22. April und
6. Mai, gewählt werden wird. Medien
und politische Beobachter werden da-
gegen derzeit in erster Linie durch ein

(scheinbar) nur administratives Pro-
blem bewegt: Wird Jean-Marie Le Pen
500 Unterstützungsunterschriften von
Mandatsträgern der Republik (Bürger-
meister, Bezirks-, Regional-, nationale
oder Europaparlamentarier) zusammen-
bekommen?

So viele parrainages, wörtlich „Pa-
tenschaften“, sind nämlich erforderlich,
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1 Vgl. William Pfaff, Was die Franzosen umtreibt,
in: „Blätter“ 5/2006, S. 549 f.

um für die französische Präsident-
schaftswahl kandidieren zu können.
Deshalb sind die Anhänger und Freun-
de vieler „kleinerer“ Kandidatinnen
und Kandidaten zurzeit quer durch
Frankreich unterwegs, um die heiß er-
sehnten Unterstützungsschreiben zu
sammeln. Vor allem die Bürgermeister
der kleinen und sehr kleinen Gemein-
den im ländlichen Raum – Frankreich
hat 36000 Kommunen, davon sind 
30000 von geringer Größe – werden
eifrig umworben. 

Nunmehr stellen sich diverse, vor al-
lem bürgerlich-konservative, Politiker
in aller Öffentlichkeit die Frage: Wäre
es gut oder schädlich für uns, wenn
Jean-Marie Le Pen die berühmten 500
Unterschriften nicht zusammenbekommt
und aus diesem Grund nicht kandidie-
ren kann? Und alle stürzen sich, vor den
Kameras laut nachdenkend, in poli-
tisch-arithmetische Berechnungen.

Innenminister Nicolas Sarkozy, der
am 29. November seine Präsident-
schaftskandidatur offiziell erklärte, kam
beim lauten Nachdenken zu folgendem
überraschenden Schluss: Es wäre schäd-
lich, würde Le Pen nicht kandidieren –
da er dann zur Rache an ihm als konser-
vativem Politiker, der ohnehin danach
trachtet, ihm die Stimmen abzujagen,
aufrufen könne. Um dem Konkurrenten
um eine rechts orientierte Wählerschaft
zu schaden, wäre Le Pen sogar dazu
fähig, mit einigem politischem Zy-
nismus dazu aufzurufen, sozialistisch
zu stimmen. Das hatte der rechtsextre-
me Politiker in den Jahren 1996/97
wiederholt in einzelnen Wahlkreisen
getan, um Konservative abzustrafen,
die auf Konfrontationskurs zu ihm ge-
gangen waren. Und tatsächlich hat
Jean-Marie Le Pen in einer Stellung-
nahme vom 26. November bereits „den-
jenigen, die derzeit regieren“ – und das
sind die Konservativen – mit einem
„elektoralen Erdbeben“ gedroht, falls
er selbst nicht kandidieren könne. Am
15. November wandte er diese Taktik
bereits bei einer Bezirksparlaments-
wahl in Seine-et-Marne (östlich von

Paris) an. Dort drohte er der konservati-
ven Kandidatin damit, einen Wahlauf-
ruf gegen sie zu verfassen, falls sie ihm
nicht ihre Unterschrift zur Präsident-
schaftswahl gebe. Als sie dies nicht tat,
machte Le Pen seine Drohung wahr
und rief zur Wahl des sozialistischen
Kandidaten auf, der dann auch tatsäch-
lich gewann. So wie dieses Szenario
dürften Sarkozys Albträume aussehen.

Spaltung des bürgerlichen Lagers

Umgekehrt meint der amtierende Pre-
mierminister Dominique de Villepin
ziemlich unverhohlen, dass es gar nicht
so schlecht wäre, wenn Le Pen nicht zu
dieser Wahl antreten könnte. Das klingt
auf den ersten Blick paradox, denn vor
allem seinem Rivalen Sarkozy wird 
die Fähigkeit nachgesagt, durch seine
stramme Sicherheitspolitik auch bishe-
rige rechtsextreme Wähler anzuziehen.
Diese Absicht hat Sarkozy im Übrigen
auch wiederholt offen geäußert. Aber
das Kalkül lässt sich erklären: De Ville-
pin ist der Auffassung, „dass Sarkozy
dann“, also wenn die Wählerschaft Le
Pens ohne ihren Führer in die Präsi-
dentschaftswahl ginge, „so weit nach
rechts rücken müsste, um sie einzufan-
gen, dass in der politischen Mitte sehr
viel Platz frei würde.“

Im Hintergrund steht die Absicht des
Lagers rund um Amtsinhaber Jacques
Chirac und seinen Premierminister de
Villepin, doch noch eine zweite Kandi-
datur aus dem bürgerlich-konservati-
ven Lager vorzubereiten, neben der Be-
werbung Sarkozys. Lange Zeit hielt de
Villepin sich selbst dafür bereit, aber
heute hat er keinerlei realistische
Chance mehr, da er nicht zuletzt auf-
grund der heftigen sozialen Konflikte
im Frühjahr 20061 in der breiten Öffent-
lichkeit politisch „verbrannt“ ist. Nun-
mehr bereitet „die Chiraquie“ sich
allem Anschein nach darauf vor, 
die amtierende Verteidigungsministerin



Michèle Alliot-Marie zur Kandidatin
aufzubauen. Im Laufe des Januar wird
sich herausstellen, ob dieses Vorhaben
gelingt. Sie soll den Vorwürfen aus dem
traditionell gaullistischen Lager an den
Herausforderer Sarkozy eine Stimme
verleihen: zu neoliberal, zu USA-hörig –
Sarkozy kritisierte im September von
Washington aus die französische Posi-
tion im Golfkrieg 2003 –, und zusätzlich
stellt er noch den seit 1905 festgeschrie-
benen Laizismus der französischen
Republik in Frage. Und die Chirac-
Anhänger könnten damit durchaus Er-
folg haben, denn tatsächlich steht Sar-
kozys Politik oftmals auch konträr zu
traditionellen gaullistischen Idealen.

Welchem politischen Lager käme es
denn nun zugute, wenn Jean-Marie Le
Pen aus den genannten Gründen nicht
kandidieren könnte? Die Meinungsfor-
schungsinstitute haben sich und ihren
Befragten diese Frage bereits gestellt.
Und kommen zu folgendem Schluss:
Jean-Marie Le Pen liegt derzeit bei 
17 Prozent der Stimmen. Könnte er
nicht kandidieren, würde die Wahlent-
haltung aber nur um ein einziges Pro-
zent ansteigen. Hingegen würde der zu
erwartende Stimmenanteil für Sarkozy
um acht Prozent klettern (von 29 auf 
37 Prozent im ersten Wahlgang), der für
die designierte sozialistische Kandida-
tin Ségolène Royal lediglich um fünf
Prozent.2 Der Gewinner einer Nicht-
Kandidatur Le Pens hieße demnach
also Sarkozy.

Wie verhalten sich demgegenüber
die Linksparteien? Die französischen
Sozialisten haben Ségolène Royal nach
einer innerparteilichen Urabstimmung
im November zu ihrer Kandidatin be-
stimmt. Unterdessen ist die Frage einer
gemeinsamen oder getrennten Kandi-
datur der „anti-neoliberalen Linken“
(KP, undogmatische Trotzkisten, linke
Grüne, Unorganisierte) bisher noch un-
geklärt. Allem Anschein nach dürfte ein
Wahlbündnis an der faktischen Domi-
nanz der KP und der unterschiedlichen
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Haltung zu einer künftigen (Beteili-
gung an einer) sozialistisch geführten
Regierung scheitern.

Im Vorfeld der Abstimmung setzte
der Parti Socialiste (PS), wie in ver-
gleichbarer Weise auch die konservati-
ve UMP, stark auf Elemente, die von
vielen Beobachtern als „Amerikanisie-
rung der Politik“ bezeichnet werden,
also auf eine Form von Entideologisie-
rung und Entpolitisierung der Inhalte
zugunsten des massiven Einsatzes von
Show-Elementen und modernen Infor-
mationstechnologien. 

Symptomatisch für diesen neuen Po-
litikstil ist die Methode, mit der die fran-
zösische Sozialdemokratie vor der in-
nerparteilichen Abstimmung ihre Mit-
gliederzahlen binnen weniger Monate
auf beinahe das Doppelte anschwellen
ließ. Drei Monate lang bestand die
Möglichkeit, der PS für eine Art
„Schnuppermitgliedschaft“ beizutre-
ten. Das kostete nur zwei Minuten, um
ein Formular im Internet auszufüllen,
und einen deutlich verbilligten Jahres-
beitrag von pauschal 20 Euro für das
laufende Jahr 2006 (statt üblicherweise
einem prozentualen Anteil am Einkom-
men oder aber mindestens 50 Euro).
Wer sich vor dem Stichtag im Juni ein-
trug und sich bis im Laufe des Septem-
ber bei der ihm oder ihr zugeteilten Par-
teisektion meldete, durfte also, ganz im
Sinne der Werbewirksamkeit, auch oh-
ne jegliche politische Diskussion, Akti-
vität oder Erfahrung mitstimmen. 

Tatsächlich konnte die PS beträchtli-
che Zugänge verzeichnen: Zu Anfang
des Jahres hatte die Partei 130000 Mit-
glieder, aktuell sind es über 220000.
Eine parteiinterne Studie ergab, dass
nur 2,8 Prozent der frisch Beigetretenen
der Arbeiterschaft angehören (die zur-
zeit 25 Prozent der erwerbstätigen fran-
zösischen Bevölkerung ausmacht). Da-
gegen stammen 50,5 Prozent der neu
gewonnenen Mitglieder – gegenüber
13 Prozent der erwerbstätigen Gesamt-
bevölkerung – aus dem Sektor der wirt-
schaftlichen Führungskräfte, höheren
Angestellten und intellektuellen Beru-2 Vgl. „Le Monde“, 25.11.2006.



fe. Doch unabhängig davon: Die Wer-
bestrategie hatte verfangen.

Ségolène Royal – 
bloß ein „Marketingprodukt“?

Viele Beobachter, ob Politikforscher
oder einfache Bürgerinnen (die in der
„Trottoir“ genannten Rubrik der Boule-
vardzeitung „Le Parisien“ zu Wort ka-
men und sich dort zur sozialdemokra-
tischen Bewerberin äußern konnten),
bezeichnen die Kandidatur Ségolène
Royals derzeit offen als „Medien- und
Marketingprodukt“. Tatsächlich sind es
im Wesentlichen Medien und nicht po-
litische Gremien oder innerparteiliche
Strömungen, die Royal als glaubwürdi-
ge Kandidatin aufgebaut und über
Monate hinweg im Gespräch gehalten
hatten. Neben dem Fernsehen hatten
vor allem die liberale Pariser Abendzei-
tung „Le Monde“, die als Erste im Sep-
tember 2005 Royal als potentielle
Kandidatin bezeichnete, und die Re-
genbogenpresse entscheidende Bedeu-
tung. Mehrfach sorgten Boulevard-
Zeitschriften wie „Paris Match“ (eben-
falls schon im September 2005) oder
„Vendredi-Samedi-Dimanche“ mit län-
geren Fotoreportagen für die Publizität
der Kandidatin.

Inhaltlich kann man Royal nicht ab-
sprechen, dass sie wenigstens ein The-
ma ernsthaft vertritt, nämlich das
Engagement für die Durchsetzung von
Frauen im öffentlichen Leben. Sie
selbst hatte sich in ihrer Jugend gegen
einen äußerst dominanten Vater – den
1982 verstorbenen, rechtsradikal (Ti-
xier-Vingancour und später Le Pen)
wählenden Kolonialoffizier Jacques
Royal – durchzusetzen. Ségolène Royal
entging ihrem scheinbar vorausbe-
stimmten Schicksal als Ehefrau und
Nur-Mutter, indem sie auf der Schule
gute Noten erzielte und sich auf diese
Weise den Zutritt zur französischen Eli-
tehochschule ENA erwarb, der Kader-
schmiede für den Nachwuchs in Politik
und höherer Verwaltung.
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Umso merkwürdiger mutet es vor die-
sem schwierigen biographischen
Hintergrund an, dass Royal nunmehr in
zahllosen Äußerungen positiv auf ihre
Familie („Ich als Tochter von Militärs
sage dazu ... .“) und auf die damals ver-
mittelten Werte rekurriert, insbesonde-
re auf einen positiven Begriff von „Ord-
nung“. Ihr zentraler Wahlkampfslogan
lautet, ganz in diesem Sinne, L’ordre
juste, also „Die gerechte Ordnung“.
Neben dem Versprechen von mehr
sozialer Gerechtigkeit, das freilich alle
Kandidatinnen und Kandidaten kurz
vor der Wahl im Munde führen, gehö-
ren dazu auch mehr Staatsautorität, die
Forderung nach von Militärs geleiteten
oder überwachten, geschlossenen Er-
ziehungseinrichtungen für junge Straf-
täter (ab dem ersten Fehltritt) oder die
Drohung an Unterschichtsfamilien mit
dem Entzug ihrer Sozialleistungen, falls
der Nachwuchs straffällig wird oder
häufig die Schule schwänzt.3

Strategisch zielt Royal offensichtlich
darauf ab, das bei den Wählerinnen
und Wählern vermutete „Sicherheits-
bedürfnis“ und den Ruf nach Autorität
zu bedienen. Bei ihrem Auftritt im
südfranzösischen Vitrolles, wo sie am
29. September 2006 offiziell ihre Bewer-
bung um die Präsidentschaftskandida-
tur verkündete, setzte sie zudem stark
auf die Betonung von Nationalsymbo-
lik. „Die Trikolorefahne und die Sozial-
versicherung, das Emblem der Repu-
blik und die Instrumente der Solidarität,
zementieren an erster Stelle die ge-
meinsame Zugehörigkeit. Denn bei
uns, jeder weiß es, gehen das Nationale
und das Soziale zusammen, und der
Staat garantiert diese Allianz.“ Damit
redete Royal natürlich keinem völkisch-
rassischen Nationalismus das Wort,
sondern einem in der Tradition des
französischen republikanischen Natio-
nalismus stehenden Denken, das seine
Wurzeln in der Französischen Revolu-
tion und der Résistance hat. In dersel-
ben Rede wandte Royal sich auch expli-

3 Vgl. Bernard Schmid, Royal auf Wählerfang, in:
„Blätter“ 8/2006, S.909-912.



zit dagegen, eine Unterscheidung zwi-
schen Franzosen qua Abstammung und
solchen migrantischer Herkunft zu tref-
fen. Dennoch hat sie de facto die patrio-
tische Verkleisterung des politischen
Bewusstseins als ihre Antwort auf die
soziale Verunsicherung und die daraus
resultierenden Zukunftsängste ausge-
geben.

Hinterher stellte sich dann rasch her-
aus, dass diese Kombination von Signa-
len und Symbolen noch nicht einmal als
ihre eigene Idee entstanden war. „Die
Umfrage, die Ségolène Royal ihre Ideen
zur Nation beigebracht hat“, lautet die
Überschrift eines Artikels in „Le Mon-
de“ vom 14. Oktober. Daraus geht her-
vor, dass alles, was Royal in Vitrolles
äußerte, auf der Auswertung einer Mei-
nungsumfrage beruhte.

Ebendies ist höchst symptomatisch für
die Kandidatin. Ihre Aussagen, aber
auch ihre Auslassungen beruhen zu-
meist auf tatsächlichen oder vermeint-
lichen Tendenzen des öffentlichen Mei-
nungsklimas. Und wenn die Kandidatin
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nicht weiß, wie dieses Stimmungsklima
einzuschätzen ist, bezieht sie lieber erst
einmal gar keine Position. „Die Position
des französischen Volkes wird meine Po-
sition sein“, lautete ihre Antwort auf die
Frage nach einem möglichen EU-Beitritt
der Türkei, zu der ihr lediglich einfiel,
dass das französische Wahlvolk vor sei-
nem Inkrafttreten darüber abstimmen
werde (nach einem früheren Verspre-
chen Sarkozys). „Nun haben die Zuhö-
rer das Wort“, kommentierte „Le Mon-
de“ – nur ungewollt spöttisch – die Auf-
forderung Ségolène Royals an die Fran-
zösinnen und Franzosen am Tag ihrer of-
fiziellen Kandidatur: Nun mögen sie
selbst definieren, wie die künftige „ge-
rechte Ordnung“ aussehen solle.

Tatsächlich ist Ségolène Royal also,
vor allem anderen, die Kandidatin der
Umfragen und Medien. Aber diese
werden ihr, sollte sie denn tatsächlich
gewählt werden, kaum soufflieren kön-
nen, wie politische Antworten für die
gewaltigen Probleme der französischen
Gesellschaft auszusehen haben.

Boris Kanzleiter

Zitterpartie in Serbien

Oft wird der Begriff „Schicksalswahl“
überstrapaziert. Aber manchmal passt
er eben auch – so wie für die kommen-
den Parlamentswahlen am 21. Januar
in Serbien. Dieser Urnengang wird ent-
scheidende Weichen für die Zukunft
des Landes stellen. Gelingt Serbien die
Konsolidierung des bisher unbefestig-
ten Demokratisierungsprozesses, der
mit dem Sturz Slobodan Miloševiƒs im
Oktober 2000 eingeleitet wurde? Oder
droht eine neue Phase nationalistischer
Mobilmachung mit destabilisierenden
Folgen für den gesamten Balkan?

Wie im benachbarten Ungarn stehen
sich auch in Serbien seit Jahren unver-
söhnliche politische Lager gegenüber.
Auf der einen Seite finden sich die wirt-
schaftsliberalen, prowestlichen Kräfte,
die eine Beschleunigung der markt-
wirtschaftlichen Transformation sowie
eine schnelle Integration Serbiens in
die Europäische Union und die trans-
atlantischen Sicherheitsstrukturen an-
streben. Angeführt wird dieses Lager
von der Demokratischen Partei (DS),
deren Listenführer der amtierende
Staatspräsident Boris Tadiƒ ist. Mit sei-


